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Einleitung 

Im modernen Wirtschaftsverkehr wird der Inhalt zahlreicher Rechtsge-
schäfte weitgehend durch Klauseln festgelegt, die in der Regel standardi-
siert sind. Häufig berücksichtigen diese Klauseln die Interessen einer Ver-
tragspartei stärker als die der anderen Partei, weil letztere auf die Geltung 
und vor allem den Inhalt der Klauseln trotz der auch ihr garantierten Ver-
tragsfreiheit keinen Einfluss genommen hat. Die Ansichten über die Ursa-
chen dieses seit etwa anderthalb Jahrhunderten in zahlreichen Wirtschafts- 
und Rechtsordnungen beobachteten Phänomens gehen auseinander. Es hat 
jedenfalls in zahlreichen Rechtsordnungen das Bedürfnis geweckt, gegen 
die als negativ bewerteten Folgen nicht ausgehandelter Klauseln vorzuge-
hen. Die Konzepte, die hierzu von Rechtswissenschaftlern, der Rechtspre-
chung und nationalen Gesetzgebern entwickelt wurden, unterscheiden sich 
jedoch voneinander. Eine kurze Erläuterung des Phänomens der nicht aus-
gehandelten Klauseln, der hierfür angebotenen Erklärungen, des Bedürf-
nisses und der verschiedenen Konzepte für seine Beschränkung bilden die 
Grundlage und Kapitel 1 dieser Arbeit. 

Die EU-Mitgliedstaaten sind seit dem 1.1.1995 einer Entscheidung dar-
über, ob und wie sie Vertragsklauseln kontrollieren, teilweise enthoben. 
Denn nach langen Vorarbeiten ist die Richtlinie 93/13/EWG des Rates vom 
5. April 1993 über missbräuchliche Klauseln in Verbraucherverträgen1 
(„Klauselrichtlinie“, „RL“) angetreten, um zur Angleichung der Rechte der 
Mitgliedstaaten der EWG – heute der EU – beizutragen. Sie gibt den Mit-
gliedstaaten verbindlich vor, wie ihr nationales Recht der Klauselkontrolle 
mindestens beschaffen sein muss. Über diese Teilrechtsangleichung ver-
folgt die Richtlinie das funktionale Ziel, zur Errichtung und Förderung des 
Binnenmarktes beizutragen. Inhaltlich hat sie zum Ziel, den Verbraucher-
schutz in der EU zu verbessern. Die herausragende Bedeutung der Klausel-
richtlinie liegt darin, dass sie als erster gemeinschaftsrechtlicher Akt über 
eine auf einzelne Aspekte oder Sektoren beschränkte Harmonisierung des 
Zivilrechts hinausgeht. Zudem betrifft sie Grundfragen des Schuldrechts 
und wirkt sich damit auf einem Gebiet aus, das in den Zivilrechtsordnun-
gen aller Mitgliedstaaten zentrale Bedeutung hat. Sie bildet bis heute das 
Kernstück des Gemeinschaftsrechts der Klauselkontrolle. Ergänzt wird sie 
                                                           

1 ABl. EG Nr. L 95 v. 21.4.1993, S. 29 ff.; abgedruckt im Anhang I. 



Einleitung 

 

2 

durch bestimmte Pflichten der Mitgliedstaaten zum gemeinschaftsrechts-
konformen Umgang mit Richtlinien. Dazu gehören vor allem die Pflicht, 
die von der Klauselrichtlinie vorgegebenen Ziele spätestens mit Ablauf des 
31.12.1994 durch Umsetzung ihrer Vorgaben in nationales Recht erreicht 
zu haben, sowie die Pflicht zur richtlinienkonformen Auslegung nationalen 
Rechts. Die Entstehungsgeschichte der Richtlinie, ihr wesentlicher Inhalt 
und die mit ihr verfolgten Ziele sind in Kapitel 2 dieser Arbeit ebenso dar-
gestellt wie die Pflichten zum gemeinschaftsrechtskonformen Umgang mit 
ihr. 

In Spanien traf die Klauselrichtlinie sowohl auf bestimmte verfassungs- 
und zivilrechtliche Rahmenbedingungen als auch auf ein bereits existie-
rendes Recht der Klauselkontrolle. Dies bestand vor allem aus Klauselkon-
trollvorschriften im Versicherungsvertragsgesetz von 1980 (Ley 50/1980, 
de 8 de octubre, de Contrato de Seguro, „LCS“)2 sowie im 1984 erlassenen 
Verbraucherschutzgesetz, der Ley 26/1984, de 19 de julio, General para la 
Defensa de los Consumidores y Usuarios3 („LCU“), zu dessen Änderung 
oder Ergänzung seit 1984 bereits vier erfolglose Gesetzesvorentwürfe ent-
wickelt worden waren, sowie aus einer Rechtsprechung zur Klauselkon-
trolle. Diese war zwar nicht sehr umfangreich, hatte aber gleichwohl einige 
eigenständige Argumentationsfiguren entwickelt und zog seit 1993 gele-
gentlich auch die damals noch nicht in spanisches Recht umgesetzte Klau-
selrichtlinie zur Begründung ihrer Urteile heran. Die erwähnten verfas-
sungs- und zivilrechtlichen Rahmenbedingungen für die Umsetzung der 
Klauselrichtlinie in Spanien sowie die vorstehend skizzierte spanische Tra-
dition der Klauselkontrolle werden in Kapitel 3 erläutert. 

Zur Umsetzung der Klauselrichtlinie hat Spanien als letzter der „alten“ 
15 EU-Mitgliedstaaten im April 1998, also fast dreieinhalb Jahre nach Ab-
lauf der hierfür vorgesehenen Frist ein Umsetzungsgesetz mit dem Titel 
„Ley 7/1998, de 13 de abril, sobre Condiciones Generales de la Contrata-
ción“ („LCGC“)4 erlassen. Dieses Gesetz enthält erstens Vorschriften über 
die Kontrolle von Condiciones Generales de la Contratación. Dieser Beg-
riff kann mit „Allgemeine Geschäftsbedingungen“ übersetzt werden; um 
jedoch zu vermeiden, dass dadurch der Inhalt des spanischen Begriffs mit 
dem des deutschen Begriffs der Allgemeinen Geschäftsbedingungen in 
§ 305 Abs. 1 BGB gedanklich gleichgesetzt wird, werden im Folgenden 
der spanische Begriff oder seine Kurzform „CGC“ verwendet. Zweitens 
                                                           

2 BOE Nr. 250 v. 17.10.1980, S. 23126 ff.; in den für diese Arbeit relevanten Auszü-
gen abgedruckt im Anhang IV. 

3 BOE Nr. 176 v. 24.7.1984, S. 21686 ff.; in den für diese Arbeit relevanten Auszü-
gen abgedruckt im Anhang VIII; in Literatur und Rechtsprechung gelegentlich auch mit 
„LGDCU“ abgekürzt. 

4 BOE Nr. 89 v. 14.4.1998, S. 12304 ff.; in den für diese Arbeit relevanten Auszügen 
abgedruckt im Anhang II. 
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hat das spanische Umsetzungsgesetz die Änderung und Ergänzung der ur-
sprünglichen Klauselkontrollvorschriften der LCU angeordnet5. Konse-
quenzen dieses Konzepts sind eine weitgehende, komplizierte Zweispurig-
keit, die das geltende spanische Recht der Klauselkontrolle charakterisiert, 
sowie eine gelegentliche, noch kompliziertere Dreispurigkeit infolge der 
weiter bestehenden besonderen Vorschriften über die Kontrolle von Klau-
seln in Versicherungsverträgen in der LCS. Hinzugekommen sind später 
noch jeweils besondere Vorschriften über die Kontrolle von Gerichts-
standsklauseln sowie von Klauseln, die den Verzug mit Entgeltforderungen 
betreffen. 2006 wurden die LCU und die LCGC durch das Gesetz zur Ver-
besserung der Verbraucherschutzes leicht geändert und ergänzt6. 2007 
wurde die LCU schließlich in einer Neufassung verkündet7. 

Ein Überblick über die Entstehungsgeschichte und den Inhalt des Um-
setzungsgesetzes, über dessen spätere Ergänzungen und Änderungen sowie 
über die Kontrolle von Klauseln in Versicherungsverträgen leitet die um-
fassende Darstellung der Anwendungsbereiche, der materiellen Vorschrif-
ten und des Instrumentariums des nach Richtlinienumsetzung geltenden 
spanischen Rechts der Klauselkontrolle in Kapitel 4 ein. Diese Darstellung 
erfolgt im Vergleich mit den jeweiligen Vorgaben der Klauselrichtlinie und 
berücksichtigt dabei besonders die Konsequenzen, die sich aus der Pflicht 
zur richtlinienkonformen Auslegung des spanischen Rechts ergeben. Durch 
diese parallele Betrachtung wird erstens dem Umstand Rechnung getragen, 
dass das spanische Klauselrecht mittlerweile grundsätzlich und weit rei-
chend vom Gemeinschaftsrecht der Klauselkontrolle durchwirkt ist. Zwei-
tens ermöglicht die vergleichende Vorgehensweise die im Mittelpunkt die-
ser Arbeit stehende Untersuchung, ob Spanien seiner Pflicht zur vollstän-
digen Umsetzung der Klauselrichtlinie in nationales Recht nachgekommen 
ist. Mit Blick auf dieses Ziel erfahren die verschiedenen Aspekte des spa-
nischen Rechts je mehr Aufmerksamkeit, desto umfassender oder konkre-
ter die Richtlinienvorgaben zu diesen Aspekten sind. Ein weiterer Schwer-
punkt der Darstellung liegt in der umfassenden Berücksichtigung der spa-
nischen Rechtsprechung, die zehn Jahre nach Inkrafttreten des spanischen 
Umsetzungsgesetzes Linien erkennen lässt. Nur dadurch lässt sich die 
                                                           

5 Die durch das Umsetzungsgesetz geänderte Fassung der für diese Arbeit relevanten 
Vorschriften der LCU findet sich im Anhang III. 

6 Ley 44/2006, de 29 de diciembre, de mejora de la protección de los consumidores y 
usuarios (BOE Nr. 312 v. 30.12.2006, S. 46601 ff.); in den für diese Arbeit relevanten 
Auszügen abgedruckt im Anhang VI. 

7 Real Decreto Legislativo 1/2007, de 16 de noviembre, por el que se aprueba el texto 
refundido de la Ley General para la Defensa de los Consumidores y Usuarios y otras 
leyes complementarias (BOE Nr. 287 v. 30.11.2007, S. 49181 ff; Korrekturen in BOE 
Nr. 38 v. 13.2.2008, S. 7730); in den für diese Arbeit relevanten Auszügen abgedruckt im 
Anhang VII. 
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nicht nur für den Rechtsanwender, sondern auch für den vergleichenden 
Betrachter entscheidende Erkenntnis gewinnen, wie das spanische Klausel-
recht tatsächlich gehandhabt wird. 

In Kapitel 5 schließlich werden zunächst die wesentlichen Ergebnisse 
des Vergleichs zwischen diesem Recht und den Vorgaben der Klauselricht-
linie zusammengefasst, um abschließend zu beurteilen, inwieweit Spanien 
seiner Pflicht zu deren Umsetzung nachgekommen ist. Durch einen Blick 
auf die Unterschiede zwischen dem spanischen Klauselkontrollrecht vor 
und nach Richtlinienumsetzung wird außerdem bewertet, inwieweit die 
Klauselrichtlinie ihr inhaltliches Ziel, nämlich das Verbraucherschutzni-
veau in der EU bei der Kontrolle von Vertragsklauseln zu erhöhen, in Spa-
nien erreicht hat. Ob die Richtlinie auch ihr funktionales Ziel erreicht hat, 
den Binnenmarkt durch Teilrechtsangleichung zu fördern, ließe sich dage-
gen allenfalls nach einem umfassenden Horizontalvergleich aller oder zu-
mindest vieler repräsentativer mitgliedstaatlicher Rechtsordnungen beant-
worten, zu dessen Grundlage diese Arbeit mit der Darstellung des spani-
schen Rechts höchstens einen kleinen Beitrag leisten kann. Sie schließt mit 
einer wertenden Betrachtung der Charakteristika des spanischen Klausel-
kontrollrechts, seiner Anwendung durch die Rechtsprechung und seiner 
Aufarbeitung durch die Literatur sowie einem kurzen Ausblick auf mögli-
che Entwicklungen. 



 

 

Kapitel 1 

Bedürfnis und Konzepte für eine Klauselkontrolle 

Der geschichtliche Hintergrund und die ökonomischen Gründe für die Ent-
stehung und Verwendung standardisierter Vertragsklauseln sind lange be-
kannt und vielfach dargestellt worden1. Mitte des vorletzten Jahrhunderts 
wurde damit begonnen, große Mengen gleichartiger Waren und Dienstleis-
tungen herzustellen und anzubieten. Gleichfalls standardisiert wurden die 
Klauseln in den Verträgen, mittels derer die Waren und Dienstleistungen 
verteilt werden sollten. Solche standardisierten Klauseln wurden anfangs 
vor allem in Verträgen von Versicherungs- und Verkehrsunternehmen so-
wie Banken verwendet. Bereits nach wenigen Jahrzehnten nutzten sie Un-
ternehmen aus allen Branchen. Daten über ihre gegenwärtige Verbreitung 
gibt es nicht. Teilweise auf älteren, räumlich begrenzten Schätzungen auf-
bauend2, lässt sich nur beobachten, dass standardisierte Klauseln „massen-
haft“ Verwendung finden und es – mit Ausnahme der täglichen Bargeschäf-
te – kaum noch Verträge im modernen Massenverkehr gibt, deren Inhalt 
nicht wenigstens teilweise durch standardisierte Klauseln bestimmt wird3. 
In zahlreichen Branchen beherrschen fast ausnahmslos Standardklauseln 
die Verträge (Versicherungs-, Verkehrs- und Kreditwirtschaft, Versorgung, 
Touristik, Wohnraummiete, Auto- und Möbelhandel). Der Inhalt zahlrei-
cher Verträge, die keine gesetzliche Regelung erfahren haben (z. B. Fran-
chise- oder Leasingverträge), wird beinahe vollständig durch Standard-
klauseln bestimmt. Damit ersetzen diese inzwischen weitgehend das dispo-
sitive Recht oder ergänzen es wesentlich und sind daher für den modernen 
Wirtschaftsverkehr und das Recht der Schuldverhältnisse von hoher Be-
deutung. 

Ein wesentlicher wirtschaftlicher Vorteil der Standardisierung liegt in 
der dadurch erzielten Rationalisierung. Dieser Effekt entsteht in erster Li-
nie dadurch, dass der einmalige Entwurf einer oder mehrerer Klauseln und 
                                                           

1 Aus der aktuellen deutschen Literatur z. B. MüKo-Basedow, Vor § 305, Rn. 1 ff., 
Ulmer, in: Ulmer/Brandner/Hensen, Einl., Rn. 4 ff. und Palandt-Heinrichs, Überbl v 
§ 305, Rn. 4 ff.; in der spanischen Literatur vor allem Uría Meruéndano, RDM 22 
(1956), S. 222 ff., López Sánchez, EC 16 (1989), S. 58 f., Alfaro Águila-Real, Las condi-
ciones generales, S. 27 ff., und Pagador López, Condiciones generales, S. 13. 

2 Dargestellt z. B. bei Ulmer, in: Ulmer/Brandner/Hensen, Einl., Rn. 6. 
3 MüKo-Basedow, Vor § 305, Rn. 1; Ulmer, in: Ulmer/Brandner/Hensen, Einl., 

Rn. 5 f. 
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deren anschließende Verwendung zur Ausgestaltung zahlreicher Verträge 
weniger Kosten verursacht, als wenn der jeweilige Vertragsinhalt individu-
ell ausgehandelt werden müsste oder wenn eventuelle Vertragslücken nach-
träglich durch Vereinbarungen oder durch Gerichte geschlossen werden 
müssten4. Die bestehenden gesetzlichen Regelungen, die bei Fehlen von 
Vereinbarungen eingreifen, bieten diesen Rationalisierungseffekt gar nicht 
oder nicht in gleichem Maße. Außerdem existieren für zahlreiche moderne 
Vertragstypen keine gesetzlichen Regelungen; andere Vertragstypen sind 
nicht in dem Ausmaß durch Gesetz oder die Rechtsprechung ausgestaltet, 
das für eine einfache Abwicklung wünschenswert wäre. Damit können 
standardisierte Klauseln auch zur Rechtssicherheit beitragen5. 

Neben dem Rationalisierungseffekt ermöglichen standardisierte Ver-
tragsklauseln ihren Verwendern einen weiteren wirtschaftlichen Vorteil: 
Die Verwender können die Klauseln so gestalten oder gestalten lassen, dass 
diese vor allem der Verwirklichung ihrer eigenen Interessen dienen, also 
z. B. Erfüllungs- oder Haftungsrisiken auf den Vertragspartner verlagern. 
Ein wirtschaftlicher Vorteil lässt sich allerdings erst dadurch realisieren, 
dass derartige Klauseln tatsächlich zwischen dem Verwender und seinem 
Vertragspartner gelten und das vertragliche Verhältnis beider Parteien aus-
gestalten. Dazu ist in einer Privatrechtsordnung, die auf Privatautonomie 
und Vertragsfreiheit fußt, erforderlich, dass der Vertragspartner sein – wie 
auch immer geartetes Einverständnis – mit der Geltung der Klauseln zum 
Ausdruck bringt. Das tut er in aller Regel, und zwar ungeachtet dessen, 
dass die Klauselinhalte häufig seinen Interessen zuwiderlaufen. Allerdings 
sind auch ihm Privatautonomie und Vertragsfreiheit garantiert. Diese Ga-
rantie (ergänzt um einige zwingende Vorschriften) soll nach der ursprüng-
lichen Konzeption der auf ihr errichteten Privatrechtsordnungen ausrei-
chend sein, um den gewünschten gerechten Interessenausgleich durch das 
Instrument des Vertrages zu schaffen. Indes liegen dieser Konzeption zwei 
Prämissen zugrunde: Beide späteren Vertragsparteien seien bei ihrer Ent-
scheidung, ob sie einen Vertrag schließen und mit welchem Inhalt, erstens 
von Zwängen frei und zweitens über sämtliche Folgen ihrer Entscheidung 
im Bilde. 

Eine erste These für die Akzeptanz von Klauseln des Verwenders durch 
dessen Vertragspartner geht dahin, dass für den Vertragspartner die erste 
                                                           

4 Kurze Darstellung z. B. durch MüKo-Basedow, Vor § 305, Rn. 2, Alfaro Águila-
Real, RJC 2000, S. 10 f., und Garrido Courel, C. E. de Deusto 23 (2000), S. 96; detail-
lierte Darstellung der eintretenden Rationalisierungseffekte durch Alfaro Águila-Real, 
Las condiciones generales, S. 28 ff., und Pagador López, Condiciones generales, 
S. 33 ff.; früher in der spanischen Literatur schon durch Uría Meruéndano, RDM 22 
(1956), S. 223 f., und López Sánchez, EC 16 (1989), S. 58 f. 

5 Ausführlich Alfaro Águila-Real, Las condiciones generales, S. 32 ff., und Pagador 
López, Condiciones generales, S. 41 ff. 
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Prämisse beim Vertragsschluss unter Verwendung von Klauseln regelmäßig 
nicht zutreffe; er sei also nicht frei in seiner Entscheidung. Vielmehr zwin-
ge ihn eine wirtschaftliche „Übermacht“ des Verwenders dazu, dessen 
Klauseln zu akzeptieren6. Solche Fälle kommen indes nur selten vor, etwa 
wenn eine wirtschaftliche „Übermacht“ in Form einer marktbeherrschen-
den oder Monopolstellung tatsächlich besteht und ausgenutzt wird, um den 
Vertragspartnern die Vertragsinhalte vorzugeben. Statt dessen zeigt die 
Wirklichkeit, dass Klauseln sehr häufig auch von Vertragspartnern akzep-
tiert werden, denen die Verwender wirtschaftlich nicht überlegen sind, et-
wa weil letztere in wettbewerbsintensiven Branchen tätig sind7. In diesen 
Fällen ist die wirtschaftliche „Übermacht“ des Verwenders also nur ein un-
zutreffendes Postulat der genannten These. Diese These kann daher nur für 
einen kleinen Ausschnitt der Realität eine mögliche Erklärung dafür anbie-
ten, dass die Verwender das Einverständnis ihrer Vertragspartner dazu er-
halten, das Vertragsverhältnis durch ihre Klauseln auszugestalten.  

Nach einer weiteren These dafür, dass die Klauseln des Verwenders von 
dessen Vertragspartnern in der Regel hingenommen werden, sind die Ver-
tragspartner über die Folgen ihrer Zustimmung zur Geltung der Klauseln 
nicht umfassend informiert, so dass die ihnen garantierte Privatautonomie 
und Vertragsfreiheit nicht zu Vertragsgerechtigkeit führen kann. Unzutref-
fend sei also die oben genannte zweite Prämisse. Die entscheidende Frage 
– vor allem dafür, ob und gegebenenfalls welche Maßnahmen ergriffen 
werden sollen – ist aber auch hier, weshalb die Vertragspartner die Folgen 
ihrer Entscheidung nicht übersehen. Vielfach wird ihnen intellektuelle Un-
terlegenheit attestiert und vermutet, dass diese und eine entsprechende in-
tellektuelle „Übermacht“ der Verwender sie zur Hinnahme der ihnen vor-
gelegten Klauseln zwingen8. 

In der spanischen Rechtswissenschaft und Rechtsprechung wird bis heu-
te noch vielfach als umfassende und ausschließliche Erklärung das Postulat 
einer Übermacht des Klauselverwenders und einer damit korrespondieren-
den Unterlegenheit seines Vertragspartners angeboten, die als wirtschaft-
lich9, intellektuell10, strukturell11, vertraglich12, mit anderen Adjektiven13 

                                                           
6 Raiser, JZ 1958, S. 7, Löwe, BB 1972, S. 185 f., und Jayme/Sacher, RIW/AWD 

1981, S. 597, die jeweils auch auf eine intellektuelle Überlegenheit des Verwenders ab-
stellen; in Spanien z. B. STS 12.3.1957, Erw. 5 (RJ 1957, 753), und Uría Meruéndano, 
RDM 22 (1956), S. 234. 

7 Raiser, JZ 1958, S. 7; Adams, BB 1989, S. 783; MüKo-Basedow, Vor § 305, Rn. 4; 
Kötz, FS Lando (1997), S. 208. 

8 Raiser, JZ 1958, S. 7, Löwe, BB 1972, S. 185 f., und Jayme/Sacher, RIW/AWD 
1981, S. 597, die jeweils auch auf eine wirtschaftliche Überlegenheit des Verwenders ab-
stellen. 

9 Lasarte Álvarez, Principios de Derecho civil, Bd. III, S. 72; Coca Payeras, in: 
R. Bercovitz/Salas, Comentarios a la LCU, S. 317; Emparanza, RDBB 68 (1997), 


